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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Lohnstatistik 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Bestimmungen 

S 1 

(1) Im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
wird eine Lohnstatistik als Bundesstatistik 
durchgeführt. Sie umfaßt 

1. elne laufende Statistik über die Arbeits- 
verdienste und Arbeitszeiten in der Land- 
wirtschaft, 

2. eine laufende Statistik über die Arbeits- 
verdienste und Arbeitszeiten in anderen 
Wirtschaftsbereichen, 

3. Sondererhebungen über Arbeitsverdienste 
und Arbeitszeiten. 

(2) Die Statistik nach Absatz 1 Nummer 1 
wird nicht in den Ländern Freie und Hanse- 
stadt Hamburg und Freie Hansestadt Bre- 
men sowie im Land Berlin durchgeführt. 

S 2 

Auskunftspflichtig für die Statistiken nach 
§ 1 sind die Arbeitgeber. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Laufende Statistiken über Arbeitsverdienste 
und Arbeitszeiten in der Landwirtschaft 

§ 3 

(1) Die Statistik nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 er- 
streckt sich auf 

Ein die Hausgemeinschaft aufgenommene 
ständig beschäftigte männliche und weib- 
liche landwirtschaftliche Arbeiter im Mo- 
natslohn, 


2. nicht in die Hausgemeinschaft aufgenom- 
mene ständig beschäftigte männliche land- 
wirtschaftliche Arbeiter im Stundenlohn. 

(2) Für die Statistik ist eine repräsentative 
Auswahl von landwirtschaftlichen Betrieben 
heranzuziehen; dabei Ist die Repräsentation 
so zu bemessen, daß im Durchschnitt bis zu 
10 vom Hundert der im Absatz 1 bezelchne- 
ten Arbeiter erfaßt werden. 

(3) Die Statistik ist bis zum Jahre 1958 
einschließlich in halbjährlichen, vom Jahre 
1959 an in jährlidien Abständen durchzufüh- 
ren, sofern nicht die Bundesregierung durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates bestimmt, daß die Statistik auch 
nach 1958 weiter in halbjährlichen Abstän- 
den aufgestellt wird. 

§4 

(1) Durch die Statistik nach § 1 Abs. 1 
Nr. 1 sind die Barverdienste für die land- 
wirtschaftlichen Arbeiter im Stundenlohn, 
außerdem die Arbeitsstunden zu erfassen, ge- 
gliedert nach Größenklassen der Betriebe so- 
wie nach der Tätigkeit und dem Geschlecht 
der Arbeiter. 

(2) Die Angaben nach Absatz 1 sind auf 
Fragebogen für jeweils einen Monat oder vier 
zusammenhängende Wochen zu machen. 

DRITTER ABSCHNITT 

Laufende Statistiken der Arbeitsverdienste 
und Arbeitszeiten in anderen Wirtschafts- 
bereichen 

§ 3 

(1) Die Statistik nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 er- 
streckt sich auf die Arbeiter in den folgenden 
Wirtschaftsabteilungen nach dem Systemati- 
schen Verzeichnis der Arbeitsstätten: 
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Bergbau, Gewinnung und Verarbeitung 
von Steinen und Erden, Energicwirt- 
sdiaft, 

Eisen- und Metallerzeugung und -Ver- 
arbeitung, 

Verarbeitende Gewerbe (ohne Eisen- und 
Metallverarbeitung), 

Bau-, Ausbau- und Bauhilfsgewerbe. 

(2) Für die Statistik ist eine repräsentative 
Auswahl von Betrieben heranzuziehen. 

(3) Die Statistik ist für die erfaßten Hand- 
werhszweige mit Ausnahme der handwerk- 
lidien Betriebe des Hoch-, Tief- und Inge- 
nieurbaues in halbjährlichen, für die übrigen 
Wirtsdiaftszweige in vierteljährlichen Ab- 
ständen durchzuführen. 

§ 6 

(1) Durch die Statistik nach § 1 Abs. 1 
Nr. 2 sind zu erfassen 

1. gegliedert nach dem Geschlecht und der 
Tätigkeit der Arbeiter 

a) die Zahl der Arbeiter, 

b) die Zahl der Arbeitsstunden unter be- 
sonderer Angabe der zuschlagpflich- 
tigen Über-, Sonn- und Feiertagsstun- 
den, 

c) die Arbeitsverdienste; 

2. die Art des Betriebes, die tarifliche Orts- 
klasse und die Zahl der Arbeitstage. 

(2) In Abständen von drei Jahren, begin- 
nend mit dem Jahre 1956, sind für einen Er- 
hebungsmonat die in Absatz 1 Nummer 1 
genannten Tatbestände untergliedert nach 
dem Alter der Arbeiter zu erfassen. 

(3) Die Angaben nach den Absätzen 1 und 
2 sind auf Fragebogen für jeweils einen Mo- 
nat oder vier zusammenhängende Wochen 
zu machen, und zwar für Betriebe mit zehn 
und mehr Arbeitern nicht über die einzel- 
nen Arbeiter, sondern über die Arbeiter- 
gruppen (Lohnsummenverfahren). 

VIERTER ABSCHNITT 

Sondererhebungen über Arbeitsverdienste 
und Arbeitszeiten 

§ 7 

In Abständen von drei bis fünf Jahren 
sind durch die Sondererhebungen nach § 1 
Abs. 1 Nr. 3 die Arbeitszeiten und Arbeits- 
verdienste der einzelnen Arbeiter und Ange- 
stellten zu erfassen (Individualverfahren). 


Dabei ist insbesondere ihre Gliederung nach 
der Art der Tätigkeit sowie nach Alter und 
Geschlecht der Arbeitnehmer zu berücksich- 
tigen. Für die Arbeiter sind ferner Arbeits- 
zeit und Arbeitsverdienste getrennt nach 
Zeit- und Leistungslohn zu ermitteln. Diese 
Sondererhebungen erstrecken sich nicht auf 
den öffentlichen Dienst. 

§ 8 

Die Bundesregierung kann durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates bestimmen, 

l.in welchen Wirtschaftsabteilungen nach 
dem Systematischen Verzeichnis der Ar- 
beitsstätten die Sondererhebungen nach 
§ 1 Abs. 1 Nr. 3 jeweils durchgeführt 
werden, 

2. daß die Sondererhebungen nach § 1 Abs. 1 
Nr. 3 auch auf die sozialen Nebenleistun- 
gen der Betriebe erstreckt werden; soziale 
Ncbenleistungen, die einem einzelnen Ar- 
beitnehmer nicht zugerechnet werden kön- 
nen, sind im ganzen zu erfassen. 

FÜNFTER ABSCHNITT 
Schlußbestimmungen 

§ 9 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgcsctzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gel- 
ten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

§ 10 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. Zum gleichen Zeit- 
punkt treten außer Kraft 

das Gesetz über Lohnstatistik vom 22. August 
1949 (WiGBl. S. 265), 

die Gemeinsame Anordnung der Verwaltun- 
gen des Vereinigten Wirtschaftsgebietes zur 
Durchführung von Statistiken vom 1. Juni 
1949 (öffentlicher Anzeiger Jahrgang 2 
Nr. 50 S. 1), lfd. Nr. 39 des Anhangs, 

die Verordnung zur Durchführung einer Sta- 
tistik der Gehalts- und Lohnverhältnisse vom 
22. Dezember 1951 (Bundesanzeiger Jahr- 
gang 3 Nr. 249 S. 1), 

das Gesetz über Lohnstatistik vom 10. Ja- 
nuar 1952 (Gesetz- und Verordnungsblatt 
für Berlin S. 76). 
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Begründung 


A. Im Allgemeinen 

DieLohnscatlstiken wurden bisher auf Grund 
verschiedener Rechtsvorschriften durchge- 
führt. Die laufenden vierteljährlidien Lohn- 
summenerhebungen in der Industrie und im 
Baugewerbe beruhen auf der „Gemeinsamen 
Anordnung der Verwaltungen des Vereinig- 
ten Wirtschaftsgebietes zur Durchführung 
von Statistiken“ vom 1. Juni 1949 (öffent- 
licher Anzeiger Jahrgang 2 Nr. 50 S. 1), 
die auf Grund des „Gesetzes über die 
Errichtung eines Statistischen Amtes des 
Vereinigten Wirtschaftsgebietes“ vom 21. Ja- 
nuar 1948 (WiGBl. S. 19) erlassen wurde. 
Die Sondererhebungen zur Lohnstatistik 
sind dagegen durch Verordnungen nach 
§ 2 des „Gesetzes über Lohnstatistik“ vom 
22. August 1949 (WIGBl. S. 265) angeordnet 
worden. Die erwähnten Gesetze und die Ge- 
meinsame Anordnung, die ursprünglich nur 
für das ehemalige Vereinigte Wirtschaftsge- 
biet galten, waren durch die Erstreckungs- 
verordnung vom 31. März 1950 (BGBl. 
S. 81) auf das ganze Bundesgebiet ausgedehnt 
worden. Später hat aber das „Gesetz über 
die Statistik für Bundeszwecke“ vom 3. Sep- 
tember 1953 (BGBl. I S. 1314) sowohl das 
„Gesetz über die Errichtung eines Statisti- 
schen Amtes des Vereinigten Wirtschaftsge- 
bietes“ als auch die genannte Erstreckungs- 
verordnung aufgehoben. Damit hat die lau- 
fende Lohnsummenstatistik zum Teil ihre 
ursprüngliche Rechtsgrundlage verloren, und 
der Geltungsbereich des Gesetzes über Lohn- 
statistik ist wieder auf das ehemalige Ver- 
einigte Wirtschaftsgebiet beschränkt worden. 
Die derzeitige Lohnstatistik beruht als Bun- 
desstatistik nur noch auf der Übergangsvor- 
schrift In § 16 des „Gesetzes über die Sta- 
tistik für Bundeszwecke“, die besagt, daß 
laufende Statistiken des Bundes und der Ver- 
waltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes, 
für die eine spezielle gesetzliche Grundlage 
nicht gegeben ist, zunächst noch als Bundes- 
statistiken durchgeführt werden dürfen. Da- 
mit Ist eine gesetzliche Neuregelung der 
Lohnstatistik unumgänglich geworden, zu- 
mal es auch zweifelhaft sein kann, ob die in 
dem „Gesetz über Lohnstatistik“ von 1949 
enthaltenen Ermächtigungen mit Art, 80 GG 
vereinbar sind. 

Für eine baldige Neuregelung spricht der 
Umstand, daß die Bundesrepublik Deutsch- 
land mit der Ratifizierung des „Übereinkom- 


mens der Internationalen Arbeitsorganisa- 
tion vom 20. Juni 1938 über Statistiken der 
Löhne und der Arbeitszeit in den haupt- 
sächlichsten Zweigen des Bergbaus und des 
verarbeitenden Gewerbes einschließlich des 
Baugewerbes sowie in der Landwirtschaft 
(Nr. 63)“ Verpflichtungen übernommen hat, 
die eine gewisse Erweiterung der bisherigen 
Lohnstatistik notwendig madnen (vgl. die 
Begründung zum Ratifikationsgesetz, Bun- 
destags-Drucksache 126 vom 4. Dezember 
1953 sowie Bundesrats-Drucksache Nr. 479/53 
vom 6. und 7. November 1953). 

Das vorliegende Gesetz ist ein Spezialgesetz 
zum „Gesetz über die Statistik für Bundes- 
zwecke“. Gegenstände, die dort allgemein für 
alle Statistiken geregelt sind, wie z. B. die 
Auskunftspflicht der Befragten, die Siche- 
rung statistischer Angaben gegen mißbräuch- 
liche Benutzung, organisatorische Fragen, die 
Kostenregelung, brauchen hier nicht noch- 
mals behandelt zu werden. 

Über die finanzielle Auswirkung des Geset- 
zes kann folgendes gesagt werden: Die Kosten 
für die laufende Lohnsummenstatistik in der 
Industrie und im Baugewerbe haben sich bis- 
her beim Statistischen Bundesamt auf 
52 CQQ DM, bei den Statistischen Landesäm- 
tern auf 306 000 DM jährlich belaufen. Diese 
Beträge werden sich durch die Einbeziehung 
einiger Handwerkszweige um 5000 DM bzw. 
43 000 DM erhöhen. Die neu einzuführende 
laufende Lohnstatistik in der Landwirtschaft 
wird bis zum Jahre 1958 einsdilleßlich beim 
Statistischen Bundesamt etwa 4000 DM, bei 
den Statistisducn Landesämtern etwa 37 000 
DM jährlidi erfordern, vom Jahre 1959 ab 
etwa die Hälfte dieser Beträge. Für die erste 
Einrichtung der neuen Statistiken sind ein- 
malig etwa 50 000 DM erforderlich. Die jähr- 
lichen Kosten der Sondererhebungen wer- 
den voraussichtlich die In den Jahren 1950 
bis 1954 für solche Erhebungen Im Durch- 
schnitt aufgewendeten Jahresbeträge nicht 
übersteigen. 

B. Im einzelnen 

Zu § 1 

§ 1 bringt eine Übersicht der als Bundessta- 
tistiken zu führenden Lohnstatistiken. Es 
handelt sich dabei um 

1. eine laufende Statistik über die Barver- 
dienste und die Arbeitszeit der ständigen 
Arbeiter In der Landwirtschaft, 
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2. eine laufende Statistik über die Verdienste 
und die Arbeitszeit in anderen Wirtschafts- 
bereichen, 

3. die in größeren Zeltabständen durchzu- 
führenden sogenannten Lohn- und Ge- 
haltsstrukturerhebungen. 

Die im Gesetz geregelte Lohnstatistik hat die 
Aufgabe, Stand und Bewegung der effektiven 
Arbeitsverdienste und der tatsächlichen Ar- 
beitszeit möglichst weitgehend zu erfassen. 
Eine genaue Beobachtung dieser Vorgänge 
ist vor allem für die Sozialpolitik einschließ- 
lich der Arbeitsmarktpolitik, die Wirtschafts- 
und Konjunkturpolitik sowie die Finanzpoli- 
tik wesentlich. An den Ergebnissen der Lohn- 
statistik sind neben den für die genannten 
Sadigebiete zuständigen behördlichen und 
sonstigen Stellen besonders die Organisatio- 
nen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer in- 
teressiert. Im einzelnen gilt folgendes: 

Zu Nr. 1 

In der Landwirtschaft sind bisher nur in grö- 
ßeren Zeitabständen Lohnerhebungen ver- 
anstaltet worden. Es hat sich aber gezeigt, 
daß ohne eine laufende Statistik ein genügend 
aktuelles und wirklichkeitsgetreues Bild über 
die sozialen und wirtschaftlichen Verhältnisse 
in der Landwirtschaft nicht zu gewinnen ist, 
das für zahlreiche sozial-, wirtschafts- und 
finanzpolitische Maßnahmen unerläßlich ist. 
Im übrigen wird eine laufende Lohnstatistik 
in der Landwirtschaft auch durch das Über- 
einkommen Nr. 63 gefordert. 

Zu Nr. 2 

Diese Statistik (die sogenannte Industrielohn- 
summenstatistik) bezweckt eine ständige, 
schnelle Unterrichtung über die Entwicklung 
der tatsächlichen Arbeitszeit und der effek- 
tiven Verdienste in den wichtigsten Bereichen 
der gewerbliclien Wirtschaft. Sie wird für die 
Arbeiter der Industrie (einschließlich des 
Bergbaus) und des Baugewerbes seit 1946 
wieder durchgeführt. Das Übereinkommen 
der Internationalen Arbeitsorganisation 
Nr. 63 macht es erforderlich, in Zukunft 
auch die bedeutendsten Zweige des verarbei- 
tenden Handwerks einzubeziehen. 

Zu Nr. 3 

Die Statistiken nach Nr. 1 und 2 vermögen 
— allein schon um der Aktualität willen — 
nur ein verhältnismäßig grobes Bild der Ver- 
dienstentwicklung zu geben. Sie beschränken 


sich auf einen Ausschnitt der Gesamtwirt- 
schaft und können wegen des Lohnsummen- 
verfahrens auch nur Durchschnittsangaben 
für ziemlich große Gruppen von Arbeitneh- 
mern erbringen. Die laufenden Statistiken 
bedürfen daher einer Ergänzung durch Struk- 
turuntersuchungen. Diese gehen von den ein- 
zelnen Arbeitern und Angestellten, nicht von 
Arbeitnehmergruppen aus, wodurch die not- 
wendigen differenzierten Feststellungen er- 
möglicht werden. Auf diese Weise kann man 
insbesondere die Schichtung der Verdienste 
nach ihrer Höhe ermitteln, deren Kenntnis 
zur Beurteilung der sozialen Verhältnisse un- 
erläßlich ist. Ferner ist der Einfluß bestimm- 
ter Faktoren auf die Höhe der Verdienste, 
wie Größe des Betriebes und der Gemeinde, 
Art der Entlohnung, Familienstand und Kin- 
derzahl, feststellbar. Wesentlich ist weiter, 
daß bei diesen Erhebungen auch die gesetz- 
lichen Abzüge und damit die Nettoverdienste 
untersudit werden können. Eine besondere 
Bedeutung gewinnen die Sondererhebungen 
noch dadurch, daß sie sich nicht nur auf die 
Arbeiter, sondern darüber hinaus auf die 
Angestellten erstrecken und je nach den Er- 
fordernissen auch Wirtschaftszweige einbe- 
ziehen, die den laufenden Statistiken nicht 
unterliegen. 

Sondererhebungen dieser Art wurden in der 
Nachkriegszeit regelmäßig durchgeführt, und 
zwar im Mai 1949 über die Angestellten In 
der Industrie, im Handel sowie Im Bank- 
und Versicherungswesen, 1949/50 über die 
Arbeiter in der Land- und Forstwirtschaft, 
im September 1950 über die Arbeiter, Ange- 
stellten und Beamten im öffentlichen Dienst, 
im November 1951 über die Arbeiter und 
Angestellten in nahezu allen Bereichen der 
gewerblichen Wirtschaft, 1952/53 erneut In 
der Forstwirtschaft und 1953/54 in der Land- 
wirtschaft. 

Der Verzicht auf eine laufende Lohnstatistik 
für die Landwirtschaft in Hamburg, Bremen 
und Berlin (§ 1 Abs. 2) erklärt sich aus der 
geringen Bedeutung der Landwirtschaft in 
diesen Ländern. 

Zu § 2 

Diese Vorschrift stellt klar, daß nicht die Ar- 
beitnehmer, sondern die Arbeitgeber be- 
fragt werden. 

Zu § 3 

Die laufende Lohnstatistik in der Landwirt- 
schaft soll nur auf die wichtigsten Kategorien 
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der landwirtsdiaftlichen Arbeiter erstreckt 
werden. Die Einbeziehung der Aushilfskräfte, 
deren Zahl und Bedeutung in der Landwirt- 
schaft sehr erheblich ist, erscheint wegen der 
hohen Kosten nicht möglich. Es sprldit aber 
manches dafür, daß auf längere Sicht die 
Entwicklung bei den ständigen Arbeitern für 
die Gesamtheit der landwirtschaftlichen Ar- 
beitskräfte im großen und ganzen charakte- 
ristisch Ist. 

Um Kosten sowohl für die Auskunftspflich- 
tigen als auch für die Statistischen Ämter zu 
sparen und um eine beschleunigte Durchfüh- 
rung der Erhebungen zu ermöglichen, wird 
das auf dem Gebiet der Lohnstatistik schon 
allgemein angewandte Repräsentativverfah- 
ren auch für die laufenden Statistiken in der 
Landwirtsdiaft zwingend vorgeschrieben. 

Für die bis einschließlich 1958 zweimal jähr- 
lich durchzuführende Befragung sind die Mo- 
nate März und September vorgesehen. Vom 
Jahre 1959 an soll die Erhebung nur noch 
einmal jf irlich erfolgen, da anzunehmen ist, 
daß das ausreidit, um die Verdienstentwick- 
lung in der Landwirtschaft zu erkennen. 
Sollte das nicht der Fall sein, so ist die Bun- 
desregierung ermächtigt, durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
zu bestimmen, daß der halbjährliche Turnus 
beibehalten wird. 

Zu §4 

Fliernach sind nur die Barverdienste zu er- 
mitteln. Naturalverdienste spielen zwar in 
der Landwirtschaft Immer noch eine große 
Rolle, ihre statistische Erfassung ist aber 
methodisdi außerordentlich schwierig und 
auch sehr kostspielig; sie ist daher allein bei 
den Lohnstrukturerhebungen vorgesehen, 
wodurch wenigstens in größeren Zeitabstän- 
den die Entwicklung der Naturalverdienste 
beobachtet werden kann. Eine weitere Be- 
schränkung der Statistik liegt darin, daß sie 
die Arbeitszeit nur für die landwirtschaft- 
lichen Arbeiter Im Stundenlohn erhebt. Die 
Erfassung der Arbeitsstunden wäre an sich 
auch bei den landwirtschaftlichen Arbeitern 
im Monatslohn wichtig; frühere Versuche 
dazu haben aber zu keinen brauchbaren Er- 
gebnissen geführt. 

Die Aufteilung der Ergebnisse nach Betriebs- 
größenklassen ist notwendig, da in der Land- 
wirtschaft die Höhe der Verdienste in ziem- 
lich starkem Maße nach der Größe der Be- 
triebe schwankt. 


Zu § 5 

Die im Absatz 1 genannten Wirtschaftsbe- 
reiche werden, soweit es sich um industrielle 
Betriebe und die handwerklichen Betriebe 
des Hoch-, Tief- und Ingenieurbaues handelt. 
In der laufenden Lohnsummenstatistik seit 
jeher erfaßt. Aus dem verarbeitenden Hand- 
werk sollen in Zukunft folgende Handwerks- 
zweige neu einbezogen werden: Kraftfahr- 
zeugreparatur, Sdilosserei, Bau- und Möbel- 
tischlerei, Herren- und Damenschneiderei, 
Bäckerei und Konditorei, Fleischerei, Zimme- 
rei und Holztreppenbau, Klempnerei, Gas- 
und Wasserinstallation, Elektroinstallation, 
Malerei und Anstreicherei. Das bisher bei den 
Lohnsummenerhebungen allgemein ange- 
wandte Repräsentativverfahren wird aus den 
zu § 3 genannten Gründen weiterhin vorge- 
schrieben. 

Die Arbeitgeber der Industrie und des Bau- 
gewerbes sind auch bisher vierteljährlich be- 
fragt worden, was sich als ausreichend, aber 
auch als notwendig erwiesen hat. Daß dem- 
gegenüber die neu elnzubeziehenden Hand- 
werkszweige nur halbjährlich erfaßt werden 
sollen, geschieht hauptsäclilich zur Kosten- 
und Arbeitsersparnis, zumal es sich hierbei 
um eine ziemlich große Zahl von Betrieben 
handelt. 

Zu § 6 

Die Erhebungsmerkmale des Absatzes 1 ent- 
sprechen dem derzeitigen Programm der 
Lohnsummenstatistik. Dabei werden die Ar- 
beiter bisher unterschieden in männliche 
Facharbeiter, männliche angelernte Arbeiter, 
märiiilidie Fillfsarbeiter, weibliche Fach- und 
angelernte Arbeiter, weibliche Hilfsarbeiter. 
Die Formulierung „Tätigkeit der Arbeiter*' 
läßt es zu, eine andere Aufteilung, zum Bei- 
spiel nach Berufen, einzuführen, wenn das 
— auch mit Rücksicht auf die Internationale 
Vergleichbarkeit der Lohnstatistik — not- 
wendig werden sollte. Die nach Absatz 2 In 
Abständen von drei Jahren vorzunehmende 
Gliederung der Arbeiter nach Altersgruppen 
ist nach Artikel 10 des Übereinkommens 
Nr. 63 der Internationalen Arbeitsorganisa- 
tion erforderlich. 


Zu § 7 

Wegen des Programms und des Verfahrens 
der Sondererhebungen wird auf die Begrün- 
dung zu § 1 Abs. 1 Nr. 3 hingewiesen. Der 
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öffentliche Dienst ist aus diesen Erhebungen 
deswegen ausgeschlossen, weil für die Erfas- 
sung der Verdienste in diesem Bereich mit 
dem Finanzstatistischen Gesetz eine gesetz- 
liche Grundlage geschaffen werden soll. Der 
Entwurf des Gesetzes über die Finanzstatistik 
sieht u. a. vor, daß in Verbindung mit den 
Personalstrukturerhebungen auch Erhebun- 
gen über die Lohne und Gehälter der im 
öffentlichen Dienst Beschäftigten durchge- 
führt werden. 

Zu § 8 

Bei der Auswahl der bei den Sondererhebun- 
gen zu erfassenden Wirtschaftsabteilungen 
sollen sowohl die bei den Statistischen Äm- 
tern gegebenen Möglichkeiten als auch die 
jeweiligen aktuellen sozialpolitischen Erfor- 
dernisse berücksichtigt werden. Die Notwen- 


Änderungsvorschlä 

1. Die Einleitung erhält folgende Fassung: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung 
des Bundesrates das folgende Gesetz be- 
schlossen 

Begründung 

Das Gesetz bedarf gemäß Art. 84 Abs. 1 
GG der Zustimmung des Bundesrates, da 
durch § 10 der Vorlage die Verordnung zur 
Durchführung einer Statistik der Gehalts- 
und Lohnverhältnisse vom 22. Dezember 
1951, die mit Zustimmung des Bundesrates 
erlassen wurde, außer Kraft gesetzt wird. 

2. § 5 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Statistik ist in vierteljährlichen 
Abständen, für die erfaßten Handwerks- 
zweige mit Ausnahme der handwerklichen 
Betriebe des Hoch-, Tief- und Ingenieur- 
baues in halbjährlidien Abständen durchzu- 
führen." 

Begründung 

Die redaktionelle Änderung dient der 
Klarstellung. 


digkelt, von Zeit zu Zeit auch die sozialen 
Nebenleistungen der Betriebe zu erfassen, 
ergibt sich daraus, daß diese Aufwendungen 
In den letzten Jahren einen bedeutenden Um- 
fang angenommen haben, ohne daß über Ihr 
Ausmaß umfassende Angaben vorliegen. 
Diese Frage spielt auch In der Internationa- 
len Diskussion der Wettbewerbsverhältnisse 
eine große Rolle. 

Zu § 9 

Die Erstreckung des vorliegenden Gesetzes 
auf Berlin Ist erforderlich, weil durch das 
„Achte Gesetz über die Anwendung von 
Bundesgesetzen über Internationale Abkom- 
men der Bundesrepublik“ vom 1. Juli 1954 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 
S. 378) das Übereinkommen Nr. 63 auch für 
das Land Berlin bindend geworden ist. 


Anlage 2 


e des Bundesrates 

3. § 8 erhält folgende Fassung: 

4 8 

(1) Die Bundesregierung bestimmt durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates, In welchen Wirtschaftsabtei- 
lungen nach dem Systematischen Verzeich- 
nis der Arbeitsstätten die Sondererhebun- 
gen nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 jeweils durchge- 
führt werden. 

(2) Die Rechtsverordnung kann die Son- 
dererhebungen auch auf die sozialen Ne- 
benleistungen der Betriebe erstrecken. So- 
ziale Nebenleistungen, die einem einzelnen 
Arbeitnehmer nicht zugerechnet werden 
können, sind im ganzen zu erfassen.“ 

Begründung 

Bei Beibehaltung der Ermächtigung in 
Form einer Kannbestimmung wäre zweifel- 
haft, ob die Sondererhebungen in einem 
Jahr entfallen, wenn die Bundesregierung 
auf den Erlaß einer Rechtsverordnung ver- 
zichtet. Eine stärkere Bindung der Bundes- 
regierung in dieser Frage wird für erfor- 
derlich gehalten. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Zu Nr. 1 (Einleitung) 

Die Bundesregierung kann nicht anerkennen, 
daß allein schon durch die Aufhebung einer 
mit Zustimmung des Bundesrates erlassenen 
Verordnung die Zustimmung des Bundesrates 
gemäß Art. 84 Abs. 1 GG erforderlich wird. 
Sie hält vielmehr an ihrer Auffassung fest, 
daß der Gesetzentwurf der Zustimmung des 


Bundesrates nicht bedarf, zumal auch sonstige 
Voraussetzungen für eine Zustimmungsbe- 
dürftigkeit nach Art. 84 Abs. 1 GG nicht ge- 
geben sind. 

Zu Nr. 2 und 3 

Die Bundesregierung stimmt den Änderungs- 
vorschlägen des Bundesrates zu. 
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